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Beiträge zur Kenntnis® der Staatsflnanzwirthschaft des Kantons Bern. 
Von A. Chatelanat. 

Das Verständniss der Ziele der modernen Gesellschaft 
in der staatlichen Formation ist der Angelpunkt allen 
politischen Lebens und auch der Richtung desselben. 

Dasselbe offenbart sich namentlich in den Leistungen 
der Staatswirthschaft und diese hängen in zivilisirten 
Staaten hauptsächlich von dem Finanzsystem und der 
Finanzwirthschaft ab. 

Die Finanzen verrichten im Staatskörper dieselbe 
Funktion, wie das Blut im physischen Leib. 

Die Finanz Wissenschaft, gegründet durch die Finanz­
statistik, hat sich daher schon frühzeitig entwickelt und 
nimmt heute unter den Kammeralwissenschaften den Haupt­
rang ein. 

Aber es ist nur zu wahr, dass die Finanzwissenschaft, 
insbesondere die der Besteurungskunst, Eigenthum der 
Gelehrten geblieben ist. 

Noch schlimmer ist aber die konnexe Thatsache, dass 
das Volk nicht einmal über die Finanzwirthschaft und 
die Finanzzustände des eigenen Landes gehörig unter­
richtet ist. 

Die Folgen springen in die Augen; wir sehen sie 
überall, mancherorts (z. B. im Aargau, in Bern auch) in 
bedenklichem Grade auftreten. 

Unsere schweizerischen Yerwaltungsberichte und Staats­
rechnungen geben sammt und sonders dem Volke nicht 
die erforderliche klare Einsicht in die Verhältnisse, um 
dasjenige Interesse zu erwecken, das erforderlich ist um 
den Bürger zu den nöthigen Opfern zu begeistern, die 
notwendigerweise erhoben werden müssen um das überall 
vorhandene Missverhältniss zwischen Einnahmen und Aus­
gaben zu beseitigen. 

Und auch die Finanzstatistik ist bei uns gleich Null, 
Daran sind aber wieder einmal nicht die verwünschten 
Statistiker Schuld, sondern diejenigen, die meinen, das 
Volk mit dem Geiste des Parlamentarismus (?!) befriedigen 
zu können. 

Die Verbreitung vollständiger klarer Einsicht, rück­
haltlose Offenbarung der Zustände sind unstreitig unter 
der Herrschaft des Referendums die besten Mittel, um 
über viele Kalamitäten hinwegzukommen denn: Alles be­
greifen heisst Alles verzeihen und Bildung macht frei von 
Vorurtheilen. 

Mit den nachfolgenden bernischen Finanzstudien 
wagen wir nun den Versuch, Einiges zur Förderung der 
Kenntniss der bernischen Finanzwirthschaft im Kanton 
Bern selbst beizutragen. 

Wir knüpfen daran die Hoffnung, ähnliche Monographien 
von andern Kantonen bald nachfolgen zu sehen, damit, 
auf Grund derselben, es einmal möglich sei, in dem 

furchtbaren Wirrwarr des kantonalen Finanzrapportwesens 
auszukommen und zu einer schweizerischen Finanzstatistik 
zu gelangen, deren Spiegelbild dann jedem einzelnen Kanton 
(und der Schweiz als Ganzes) zeigt, auf welcher Stufe er 
sich in den verschiedenen Gebieten befindet. 

Verschiedener Umstände halber können wir keine syste­
matische Reihenfolge beobachten, sondern bearbeiten das 
Material wie und so bald sich dasselbe eben darbietet. 

Praktische Nutzanwendungen werden besser verschoben 
bis unser vorläufiger Hauptzweck, die Beleuchtung der 
Zustände, in den Hauptpartien erreicht sein wird. 

1) Das finanzwirthschaftliche Verhältniss zwi­
schen Staat und Gemeinde. 

2) Der Verwaltuugsaufwand des Staates und 
die Staatsdiener-Besoldungsfrage. 

3) Die Finanzwirthschaft in den Staatsanwälten. 
Kritik der Verwendung für die verschiedenen 
Kultur- und Staatszwecke. 

4) Das Finanzsystem in den Einnahmen, ins­
besondere das Steuerwesen und die Steuerpolitik. 

Daran reihen sich Finanzgeschichte, Nutzanwendungen 
betreffend Finanzorganisation, Steuerrecht etc. Für die 
schweizerische vergleichende Finanzstatistik darf ausserdem 
die Gemeindefinanzwirthschaft nicht ausgelassen werden, 
da die Verhältnisse zwischen Staat und Gemeinden in der 
Schweiz so verschiedenartig gestaltet sind, dass aus den 
Staatsleistungen allein nicht einmal ein relativ richtiges 
Bild der Leistungen der einzelnen Gemeinwesen für die 
verschiedenen Gebiete hervorgehen würde. Auch in dieser 
Materie hat das bernische statistische Bureau seit Jahren 
bedeutende Vorarbeiten gemacht, die^ wohl nächstens ein­
mal zur Veröffentlichung gelangen werden. 

lieber die Notüvendigieit der Kenntnisse ües Staats-
Finanzwesens im V o M 

Goethe soll einmal geäussert haben: „Man behauptet, 
die Welt werde durch Zahlen regiert; das aber weiss ich, 
dass die Zahlen uns belehren, ob sie gut oder schlecht 
regiert werde." In diametralem Widerspruch hiezu steht 
das bekannte Wort: „La statistique, c'est le mensonge 
en chiffres." Dieser Abspruch soll von James Fazy, dem 
Genfer Staatsmann herrühren. Es ist aber sehr zweifel­
haft, ob Fazy dieses Wort heute wiederholen wurde,1 denn 
die Erfolge der seinem Ausspruch getreuen Fazy'schen 

1 Am 6. Nov. 1878 gestorben. 
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Wirthschaft haben die tiefe Wahrheit des Gœthe'schen 
Spruches, namentlich in Anwendung .auf das Finanzfach, 
in Genf wie anderswo leider nur zu sehr bestätigt. In 
der That gibt es heute in allen zivilisirten und halb-
zivilisirten Ländern kaum eine Frage von grösserem Ge­
wicht als die Frage der Staatsfinanzen im Allgemeinen 
und in ihren einzelnen Bestandteilen (Steuerfrage, Zoll­
politik, Budget). 

Ueberail Defizit und Vermehrung der Ansprüche an 
den Staat, wie umgekehrt vermehrte Forderungen des 
Staatskörpers oder der Regenten an die Nation. 

Freilich hat das konstitutionelle Europa solche Krisen 
schon oft durchgemacht. Das Charakteristische und Be­
deutsame der jetzigen Lage ist aber das, dass erstens 
die Erscheinung nicht nur eine universelle, sondern, was 
für die ganze Entwicklung der Menschheit und für die 
Staatswirthschaft viel wichtiger ist, dass dieselbe eine 
Konstanz und eine Progression der Bewegung verräth, 
welche jede Hoffnung auf die Wirksamkeit symptomati­
scher Behandlung zum Vornherein als trügerisch erkennen 
lässt. 

Ein weiteres bedeutsames Moment liegt unstreitig in 
dem bei allen zivilisirten Völkern immer mehr erwachen­
den Bewusstsein des Staatsbürgerthums, welches selbst im 
absolutistisch regierten Staat der Herrscherwillkühr im 
Finanz- und Steuerwesen, überhaupt in der Verwendung 
der Güter der Nation gewisse Grenzen setzt. Man hat, 
unserer Ansicht nach, de# Einfluss der Regierung und des 
Regierens auf die Regierten, schon für die Zeiten der 
altern Staatswirthschaft und der absolutistischen Staats­
politik allgemein genommen auf die Nationen und die 
Entwicklung der Menschheit überhaupt überschätzt, und 
uns will scheinen, dass dies heutzutage, in der'Zeit des 
Prinzips der Gleichheit, der Menschenrechte, der Kultur­
entwicklung und mit den Mitteln des Vereinsrechts und 
der Presse in noch höherm Masse der Fall sei. Die Re­
gierungsaktion ist heutzutage überall thatsächlich in allen 
grössern Fragen eng mit dem Volks willen und der Volks­
anschauung verknüpft und zwar, sagen wir es deutlich 
heraus, in dem Masse als die Kulturentwicklung vorge­
schritten ist. 

Der Begriff des Regierens hat überall, nicht etwa nur 
in der Repubiik und in der Demokratie (wo Alles dies 
freilich in höherem Masse gilt) sehr beschränkende Wand­
lungen erfahren. In Wahrheit „regiert" nicht die Regierung, 
sondern^der Geist der Zeit, im engern Sinn des betreffen­
den Volkes5 die Regierung „verwaltet und leitet.46 

Diese Thatsache wird immer mehr ein staatsrechtliches 
Axiom.* 

1 Die Nationen sind daher an den Handlungen ihrer Regie­
rungen mit verantwortlich. Lob und Tadel der guten oder 

Wohl am allgemeinsten und kräftigsten hat sich das 
Verhältniss zwischen Regierung und Regierten, selbst unter 
dem bloss konstitutionellen System, im Steuerrecht, im 
Staats-Finanzhaushalt und bezüglich des Finanzwesens der 
Gesammtheit überhaupt, entwickelt. 

In der Republik finden wir den Einfluss der Volks­
tendenz besonders auf das Steuerrecht schon frühzeitig. 
Und, fugen wir, selbst auf die Gefahr hin ein schönes 
ideales Vorurtheil von Freiheitsdrang zu schmälern, hin­
zu: die Kämpfe um das Steuerrecht und die Ausübung 
desselben haben auch bei uns, in der alten Republik wie 
unter der spätem Aristokratie und Oligarchie den Un-
abhängigkeits- und Freiheitssinn stets am Meisten und 
am Kräftigsten gefördert. 

Der Inhalt und die Form der modernen Staatswirth­
schaft, allgemein gesagt der Staatszweck haben nun frei­
lich der Richtung des Volkseinflusses ganz andere Ziel­
punkte gesetzt. Die beiden Elemente, Volk und Regierung, 
vereinigen sich mehr und mehr in der Verfolgung des 
Staatszweckes. 

Schon Montesquieu hat die Staatsausgaben als die Ent­
wicklung der Staatswirthschaft charakterisirt. Und die 
neuern Lehrer der Finanzwissenschaften und des Finanz­
rechts stimmen wesentlich darin überein, dass der Staat 
eigentlich nicht zu viel ausgeben kann, „so lange die Re­
produktion seiner Ausgaben die Summe derselben mit dem 
landesüblichen Fusse verzinst und amortisirt," wie Lorenz 
von Stein sich ausdrückt. Und Pfeiffer (Staatseinnahmen 
und-Staatsausgaben) erklärt, die Höhe und die Steigerung 
der Staatsbudget habe eigentlich an und für sich Nichts 
Erschreckendes; er stellt aber an einem andern Ort als 
obersten Grundsatz jeder vernünftigen Staatshaushaltung 
das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben auf. 

Betrachtet man also allgemein die Staatsausgaben als 
die Summe, welche eine Nation für ihre Bedürfnisse und 
für ihre Kulturentwicklung ausgibt, so muss man die 
Richtigkeit des Satzes von Say anerkennen: Niemand wird 
annehmen, dass bei öffentlichen Ausgaben die Sparsamkeit 
darin bestehe, wenig auszugeben etc, und ebenso des 
Wortes von Malchus: „Das Ersparen und dass erspart 
werden soll, kann niemals zu einem leitenden Prinzip in 
dem Staatshaushalte erhoben, das Ersparen jederzeit nur 
als eine Klugheitsregel, als eine öffentliche Tugend be­
trachtet werden." Man muss ferner mit Wagner finden: 
dass der Staatsbedarf bei fortschreitenden Völkern im 
Ganzen in regelmässiger Vermehrung begriffen ist. 

schlechten Staatsaktion treffen auch sie. Die Art und Weise der 
Kritik sowie des Lobes der Regierungsfunktion Seitens des 
Volkes kann daher als der Reflex seiner allgemeinen und poli­
tischen Bildung betrachtet werden. Wir sagen dies unverholen 
auch für die bernischen Presszustände. 



91 

Von da ausgehend charakterisirt sich die Aufgabe der 

Staatswirthschaft allgemein dahin, wie Malchus sagt:,, Die 

Kunst der Staatsverwaltung besteht in dem Abwägen der 

Nachtheile, welche für die Staatsangehörigen aus den 

Opfern, welche die Deckung eines Aufwandes kostet, ent­

stehen können, gegen die Vortheile, welche für sie aus den 

Zwecken und Anstalten, für welche derselbe stattfindet, 

erwachsen können." Oder nach Stein wäre es die Auf­

gabe der Staatswirthschaft zu beurtheilen, ob die Repro­

duktion der Ausgaben die Summe derselben mit dem 

landesüblichen Fusse verzinst und amortisirt. 

Die Frage bleibt also auch hier, wie in so vielen 

andern Gebieten das Ob und das Wie, im engern Sinne: 

ob diese und jene Ausgabe gemacht und, nach dem Grund­

satz des Gleichgewichts, wie dieselbe gedeckt werden solle. 

Die Fähigkeit dies zu erkennen, wird nun aber nicht 

auf dem Wege routinemässiger Verwaltung oder auf dem 

populären Wege des Anhörens der Volksmeinung (obschon 

beide Faktoren nicht zu unterschätzen sind), erworben, 

sondern nur durch ernstes, tiefgegründetes Studium. Und 

zwar muss hieran das Volk selbst theilnehmen, einmal, 

weil die Regierungen nach der obigen Auseinandersetzung 

des entwickelten Verhältnisses zwischen Volk und Re­

gierung, nicht mehr vermögen ihren Willen oder ihre 

Anschauungen mehr oder weniger einseitig durchzusetzen, 

hauptsächlich aber desshalb, weil die Regierungen auch 

die besten, die wahren, innersten Bedürfnisse der Nation 

ohne intimen geistigen Kontakt und Verkehr mit dem 

Volke nicht durchdringend zu erkennen vermögen.1 ü b r i ­

gens ist selbst in der Demokratie oft der beste Wille, 

die vollständige Einsicht der Regierungen und der Re­

präsentation verhindert, sich geltend zu machen, weil es 

immer Klassen-, Fraktions- oder Parteiinteressen gibt, 

welche der Ausführung des Besten einen Damm entgegen­

setzen.2 

Also das Volk muss selbst zum Wächter der Staats­

wirthschaft und des Finanzsystems des Staates werden. 

Die Regierungen allein vermögen dieselbe nicht in dem 

Grade zu fördern, wie die Ziele der Kulturentwicklung 

und des modernen Staatsbürgerthums es erheischen. 

1 Es ist das nicht zum Mindesten ein Grund, warum unter 
dem System der Beamtenwahlen durch das Volk oder die Re­
präsentation die Bezirksbeamten weit mehr Chancen zur Beförde­
rung auf sich vereinigen, als die der Volkswürdigung mehr ent­
zogene Thätigkeit des Ceiitralbeamten. Obschon Letztere, wo 
überhaupt nicht blosse Routineherrschaft herrscht, eine höhere 
Bildung, höhern geistigen Kraftaufwand verlangt, dagegen aber 
auch den enormen Vortheil hat, dass sie in weit höherm Masse 
den Blick vom Detail, vom Lokalen fernhält und auf die grössern, 
weitern Ziele der Staatswirthschaft richtet. 

2 Wir beziehen dies unverholen auf die bernischen Steuer­
fragen und werden unsern Standpunkt ebenso ungescheut im 
Kapitel über das Steuerwesen auseinandersetzen. 

Und das gilt für die Demokratie in höherm Masse 

als für die Monarchie, weil in Ersterer selbst eine 

Hemmung für die Durchführung auch der guten Regie­

rungsaktionen liegt. Dass in unsern schweizerischen, demo­

kratischen Gemeinwesen auch die Repräsentation an Kennt-

niss des Wesens und der Ziele der Staatswirthschaft, 

insbesondere rücksichtlich der Art des Aufbringens der 

Mittel zur Befriedigung der Staatszwecke nicht Ueberfluss 

leidet, ist eine Thatsache, die mit der andern in engem 

Causalzusammenhang steht und zur Genüge bekannt ist.1 

G u t e K e n n t n i s s e d e r S t a a t s e i n r i c h t u n g e n , 

d e r S t a a t s w i r t h s c h a f t u n d d e r e n g r o s s e Auf­

g a b e n , r ü c k h a l t l o s e O f f e n b a r u n g der Z u s t ä n d e 

m a c h e n d e n B ü r g e r w i l l i g e r , e r m ä s s i g e n übe r ­

t r i e b e n e A n f o r d e r u n g e n a n d e n S t a a t u n d er­

l e i c h t e r n , j a e r m ö g l i c h e n ü b e r h a u p t e r s t e i n e 

z w e c k m ä s s i g e , k o n s e q u e n t f o r t s c h r i t t l i c h e 

S t a a t s v e r w a l t u n g . 

Da nun das Finanzwesen, das Finanzsystem, Finanz­

recht und die Finanzverwaltung den Angelpunkt des mo­

dernen Staatswesens bilden, so ist vor Allem nöthig, dass 

das Volk einen klaren Einblick in seinen Finanzhaushalt 

erhalte und grundsätzliche, nicht nur populäre Anschau­

ungen gewinne.2 

In Bezug auf die Schweiz speziell muss nun allerdings 

anerkannt werden, dass das demokratische Staatsleben, 

die absolute Freiheit der Vereinigung und der Presse den 

Bürger mit den Staatsinstitutionen, mit der Regierungs­

aktion und speziell mit dem Finanzhaushalt und Steuer­

wesen viel vertrauter gemacht haben als irgend eine andere 

Nation der Welt. Auf der andern Seite aber steht unsere 

nationale Finanzlitteratur auf einer geringen Stufe. Die 

allgemeine neuere Litteratur beschränkt sich wesentlich 

auf Arbeiten von v. Taur, dem geistvollen kritischen 

Redaktor der Schweiz. Handelszeitung, (früher in den 

Annalen für Schweiz. Statistik, ferner die Finanzen der 

Schweiz. Eidgenossenschaft 1860) Hottinger 1847, Prof. 

1 Die sog. Schlagfertigkeit, welche in unserm parlamentari­
schen Leben eine so hohe Rolle spielt, ist zwar schön, geistreich 
wenn man will, nie ersetzt sie, sondern zerstört oft das Wissen 
und die Ergebnisse tieferer Studien, die einzig dauerhafte Früchte 
zu Stande bringen Dasselbe gilt oft von den populären staats­
männischen Genien, auf welche man häufig den Zuspruch Oxen-
stierna's beziehen könnte : „Mein Sohn, wenn du wüsstest, mit 
wie wenig Weisheit die Welt regieret wird." 

2 Pfeiffer hat vollständig Recht, wenn er hierüber, nachdem 
er gesagt, ein Bürger des alten Griechenlands und Roms müsste 
sich heutzutage am meisten über die Unwissenheit der Massen 
über die Staatseinrichtungen wundern, äussert: „Mancher wird 
vielleicht über diese unsere Ansicht erstaunt sein und meinen, 
man bekümmere sich jetzt mehr als zuviel um die Angelegen­
heiten des Staates, man brauche ja nur in irgend eine Kneipe 
zu treten, um sich genügend davon zu überzeugen. Ja, wenn es 
mit dem blossen Kannegiessern gethan wäre!" 



$ 

92 

G. Vogt (Les finances de la Confédération); ebenso 
Dr. Stossel, sowie auf Monographien in der Zeitschrift 
für Schweiz. Statistik. Was aber noch weit mehr be­
dauert werden muss, das ist die Fassung der kantonalen 
Staatsrechnungen und Verwaltungsberichte. Wenige Rech­
nungen ermöglichen es, sich ein zulängliches Bild über 
den Finanzzustand der Kantone zu machen. Un an diesem 
Mangel ist auch die bernische Staatsrechnung krank. 
Wir anerkennen zwar, dass speziell dnrch die Bemühungen 
des jetzigen Kantonsbuchhalters der Einblick in die lau­
fende Verwaltung ganz bedeutend gefördert worden ist. Der 
Vermögensetat aber enthält zu viel und zu wenig, ist mit 
Detail überladen und gibt doch keine klare Finanzüber­
sicht, abgesehen vom qualitativen Werth der Zahlen,1 

welche durch Einschluss des fraglichen Werths von Kapital­
anlagen in Eisenbahnunternehmungen, den Inventaran­
schlägen u. dgl. den Landeskredit keineswegs erhöhen, 
sondern eher Zweifel erwecken. 

Kein Banquier oder Kaufmann der Welt gründet heut­
zutage sein Vertrauen auf die blosse Vermögensbilanz; 
der Inhalt und die sonstige Garantie normiren den Kredit. 

In Summa: es g e s c h i e h t zu wenig S e i t e n s der 
R e g i e r u n g e n , um das Volk über die F inanz­
z u s t ä n d e und die F i n a n z v e r w a l t u n g des Staates 
g e h ö r i g a u f z u k l ä r e n . Man soll sich dann doch nicht 
verwundern, wenn das Volk, von plötzlichem Katzenjammer 
überrascht, zu den übrigen Machenschaften auch nicht 
gleich Ja und Amen sagt.2 

Die Finanzstatistik ist bisher in der Schweiz unver­
antwortlich vernachlässigt worden, obwohl vollkommen 
richtig ist, was Finanzrath v. Riecke (Württemberg) treffend 
sagt: „Von den verschiedenen Zweigen der Verwaltungs­
statistik bildet unstreitig derjenige, welcher die Staats­
finanzen zum Gegenstande hat, eines der interessantesten 
und dankbarsten Probleme für die Forschung und Unter­
suchung auf dem weiten Gebiete des politischen Lebens."3 

1 Es ist desshalb auch schon vorgekommen, dass Staats­
männer sich um die Kleinigkeit von Millionen im bernischen 
Vermögensbestand verrechnet haben. Wir kommen in der spätem 
Kritik der Finanzorganisation auf die Rechnungslegung zurück. 

2 Vide Aargau, Bern u. A. 
3 Wir können nicht umhin, hier der trefflichen Vorarbeit 

des Herrn Oberfinanzraths v. Riecke für vergleichende Finanz­
statistik, betitelt „die internationale Finanzstatistik, ihre Ziele 
und Grenzen" sehr anerkennend zu gedenken, obwohl wir an 
eine vergleichbare internationale Finanzstatistik für so lange 
nicht glauben, als nicht jedes Land monographisch kräftig vor­
gearbeitet hat und dadurch erst die mannigfachen Klippen im 
Detail ersichtlich geworden sind. 

I. 
Der Staat unii die Gemeinden. 
Allgemeiner Ueberblick. 

In der Entwicklung der modernen Staatsgesellschaft 
spielt das Verhältniss zwischen Staat und Gemeinde eine 
viel wichtigere Rolle als wir uns gewöhnlich bewusst sind. 

Wir nehmen das bestehende Verhältniss als ein einmal 
gegebenes an und beachten gewöhnlich weder den Gang 
der historischen Entwicklung desselben noch die unstreitig 
vorhandene Tendenz der wirthschaftlichen Concentration, 
welche alle Staatswesen Europas, bis auf die Gemeinde-
wirthschaft hinab, ergriffen hat. 

Die Gemeinden machen Ansprüche auf Strassenbau, 
Eisenbahnen, verlangen Nachhülfe in allen möglichen Ge­
bieten ; umgekehrt stimulirt der Staat die Gemeinden durch 
bedingende Beiträge, übernimmt wohl auch gewisse Ge­
biete ganz oder zum Theil; das Staatsbudget wächst, da 
mit die Steueranforderungen und der Unmuth im Volke; 
Steuergesetze werden konsequent verworfen. Man hat das 
Bewusstsein, was der Staat für die Gemeinden leistet, 
was er denselben abgenommen hat, aus dem Auge ver­
loren. 

Wir betrachten es daher, nicht nur in Beziehung auf 
die heutige Finanzkrisis, sondern ganz allgemein als eine 
Forderung einer grundsätzlichen, konsequent fortschreiten­
den Staatswirthschaft, dass sie sich die Frage setze: 

f. Wie stellt sich gegenwärtig das wirthschaftliche 
Verhältniss zwischen Staat und Gemeinde? 

2. Worin und inwieweit soll dasselbe verbessert, 
weiter entwickelt oder eingeschränkt werden. 

Für den Kanton Bern haben diese Fragen heute ganz 
besondere Wichtigkeit, weil die Antheilnahme des Staates 
an der Lokalwirthschaft weiter entwickelt ist, als in der 
übrigen Schweiz und weil daher der Antheil dieses Ver­
hältnisses an den Finanzkalamitäten auch ein grösserer ist. 

Wir sind auch überzeugt, dass der Finanzjammer im 
Kanton Bern nicht durch Vorschläge, Berathungen und 
Beschlüsse über kleine Finanzmassregeln, Ersparnisse etc. 
abgeschafft werden kann, sondern dass es dringend nöthig 
ja der Anlass sehr gut gegeben ist, das nun 30 Jahre 
alte 46er Finanzsystem grundsätzlich zu prüfen und den 
erhöhten Forderungen der neuern Volkswirtschaft anzu­
passen. 

Die Lösung der obengestellten Fragen für den Kanton 
Bern ist nun aber ein ziemlich schwieriges und umfang­
reiches Problem und kann in eint oder anderer Richtung 
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erst angedeutet werden, nachdem wir den Finanzhaushalt 
des Staates im engern Sinn, wie oben am Schiuss des 
Vorworts sub 3 und 4 angegeben, behandelt haben werden. 

Wir sind dato auch nicht im Stande, die Frage wie sich 
das Verhältniss zwischen Staat und Gemeinde heute ge­
stalte, vollständig zu lösen, indem der s c h w i e r i g s t e 
The i l d e r s e l b e n , e ine b e r n i s c h e Gemeinde­
f i n a n z s t a t i s t i k , t r o t z a l len A n s t r e n g u n g e n 
des b e r n i s c h e n s t a t i s t i s c h e n Bureau ' s im Ver­
ein mit der D i r e k t i o n des Gemeindewesens , 
noch h e u t e fehlt . 

Für heute behandeln wir also die gestellten Fragen 
nur fragmentarisch. 

Die Entwicklung der Gemeindeverhältnisse im 
Allgemeinen. 

Was die Gemeinde dem Staate gegenüber ist oder 
was sie sein soll, darüber ist die Wissenschaft noch zur 
Stunde nicht einig und wird sich nicht einigen können, 
so lange über das Wesen und die Aufgabe des Staates 
noch jene Unklarheit und Verschiedenheit der Auffassung 
herrscht, wie wir sie in den sozialistischen Geburtswehen 
unserer Tage erblicken. 

Während die Einen die Gemeinde als „Glied" des 
Staates, gleichsam als Stäätchen im Staat sehen möchten, 
erklären Andere die Gemeinde als „Staatsanstalt". 

Lassen wir vorläufig dahingestellt, welcher dieser Haupt­
richtungen, die eben ganz andere Staatsbegriffe zur Grund­
lage haben, die Zukunft gehört. Unbestritten ist wohl, 
dass die Richtung, welche man dem Staatszweck gibt, 
durch das Staatsrecht und die Staatswirthschaft den Cha­
rakter und die Ziele der Gemeindewirthschaft gestaltet. 

Man wird desshalb, um das Verständniss des Verhält­
nisses zwischen Staat und Gemeinde zu begreifen, die Er­
klärung auf dem Boden der geschichtlichen Entwicklung 
des Staates suchen müssen. 

Die heutige Gemeinde ist die Frucht einer langsamen 
historischen Entwicklung wirtschaftlicher und staatlicher 
Verhältnisse. 

Das Recht ist mehr konventioneller Natur; das Ge­
meinderecht und die Gemeindewirthschaft sind mehr histo­
rischer Natur und können daher viel weniger geändert 
werden. Dazu kommt der wesentlich ökonomische Cha­
rakter des Gemeindewesens, welcher die Interessen des 
Einzelnen dem Letztern im Allgemeinen näher rückt. 
Daher erklären sich auch die harten Kämpfe, welche die 
Reform des Gemeindewesens in unserm Jahrhundert überall 
zur Folge gehabt hat und die Zähigkeit, mit welcher noch 
jetzt an der historischen Institution der Burgergemeinden 
'estgehalten wird. 

Sehen wir uns nun die Entwicklung des bernischen 
Gemeindewesens in flüchtiger Skizze an. 

Wir erinnern vorerst an den Unterschied, der seit der 
Zeit der Städteerbauung, im Mittelalter bis in dieses Jahr­
hundert hinein zwischen Stadtgemeinden und Landgemeinden 
gemacht worden ist, welchen selbst die radikal nivellirende 
Aktion der französischen Revolution nicht überall ver­
wischen konnte und der bekanntlich hauptsächlich den 
Pariser Commune Aufstand provozirt hat. 

Die Städtegründungen des XI. und XII. Jahrhunderts 
hatten hauptsächlich zum Zweck, die Ungefügigkeit des 
kleinern Landadels zu dämpfen und Absatzquellen für die 
Naturalwirtschaft zu verschaffen. 

Zu diesem Zwecke wurde auch Bern mit grossen 
Rechten und Freiheiten versehen und bildete schon von 
Anfang an eine eigentliche Gemeindeorganisation. 

Mit der Zeit gelangten auch die übrigen Städte Burg­
dorf und Thun zu der Formation eigentlicher Gemeinden 
im Gegensatz zur blossen Herrschaftshörigkeit, Nutzniessung 
gemeiner Güter. 

Im Uebrigen aber, d. h. also bezüglich der Land­
gemeinden bestand vor der Reformation in unserm Kanton 
keine eigentliche Gemeindeorganisation resp. keine orga-
nisirten Gemeinden. Die Dorf genossen waren nur ein loser, 
lokaler Verband, welcher die vom Grundherrn unvertheilt 
gelassenen Weiden und Waldungen nutzte und aus diesem 
Verhältniss ist der spätere Gemeindeverband hervorgegangen. * 
Die einzige eigentliche Organisation war vor der Refor­
mation auf dem Lande das Kirchspiel. Der Begriff der 
Landschaft bezog sich nur auf gewisse Gegenden, welche 
ein gemeinsames Statutarrecht besassen, ohne administrativ 
verbunden zu sein. 

In diesen ersten Jahrhunderten war das Land frei. 
Bern regierte zwar als Herrscherin über die von ihm er­
worbenen und eroberten- Gebiete, beschränkte jedoch die 
Ausübung der Regierungsgewalt hauptsächlich auf das 
Steuer- und Mannschaftsrecht und die höhere Gerichts­
barkeit. Mit der kriegerischen Schlagfertigkeit verband 
es die staatsmännische Klugheit Roms und liess die ge­
nommenen Gebiete bei ihren Rechten und Freiheiten be­
stehen. Diese beiden Faktoren sind es hauptsächlich, 
welche dem städtischen Gemeinwesen die Bildung eines 
besondern Staates ermöglichten. Wenigen Städtewesen ist 
es gelungen ein solches Staatsgebilde zu schaffen und das­
selbe zusammen zu halten. 

Von einem staatsbürgerlichen oder bürgerrechtlichen 
Verhältnisse war auf dem Lande noch nicht die Rede; 
um so höher galt das Prädikat eines „Bürgers von Bern". 

1 Stettier, bernisches Staatsrecht, Entwicklung der bernischen 
Gemeindeverhältnisse; Bluntschli, Staatsrecht und Staatslehre; 
Stein, u. A 
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Dieser lose Staatsverband, in welchem die Stadt Bern 
zugleich den Staat verkörperte, mag theilweise die Un­
ruhen der Landleute bei Steuer- und Mannschaftserhebungen 
ermöglicht haben, verhinderte aber auch ein konzentrisches 
Vorgehen des Landes gegen die stadtische Herrscherin. 

Uebergriffe der Kirche wies das alte Bern kräftig 
zurück, zensurirte und massregelte Auswüchse pfaffischen 
Treibens ohne viel Federlesens. 

Der Einfluss Berns auf das Land war in diesem ersten 
Zeitraum höchst wohlthätig. Die Leibeigenschaft wurde 
durch Bern früher als anderswo aufgehoben ; das Bewusst-
sein der Zusammengehörigkeit wurde frühzeitig geweckt. 
Schon 1439 berathet die Stadt das Land durch herbei­
gerufene Boten der Landschaft, wobei es gleichgültig bleibt, 
ob sie, die auf ihre Privilegien so stolz war, dies als 
einen Akt der Staatsklugkeit ansah oder aus wirklichem 
Zutrauen zum Lande handelte. Jedenfalls aber suchte sie 
das Band zwischen Stadt und Land dadurch enger zu 
knüpfen. 

Die Reformation bahnte die Bildung einer Gemeinde­
organisation an. 

Die Einziehung der Klostergüter und das nun auf die 
Regierung übergegangene Recht der Besetzung der Pfarreien 
und der Umstand, dass nun Bern in die gericht- und 
grundherrlichen Rechte der Klöster und geistlichen Stif­
tungen kam, förderten die Macht und das Ansehen der 
städtischen Herrscherin ganz bedeutend. 

Die Kirchspiele wurden nun wesentliche Theile des 
Staatsorganismus. Im Jahr 1559 wurden in jedem Kirch­
spiele die sog. Chorgerichte aufgestellt und denselben die 
Aufsicht über die Sittlichkeit und über die Schulen über­
tragen.1 

Die Stadt fing an allgemein ordnend in die Verhält­
nisse des Landes einzugreifen. 

Eine weitere besonders wichtige Folge der Reforma­
tion war die, dass sie hauptsächlich zu dem System der 
amtlichen Armenpflege führte. Durch diese letztere wurde 
zugleich die Grundlage zu den persönlichen Burgerrechten 
gelegt, die später für die Gemeindeverhältnisse so wichtig 
geworden sind und dieselben noch bis in die 40er Jahre 
unseres Jahrhunderts dominirt haben. 

Die Bettelordnung von 1690 bezeichnet spezieller den 
Uebergang von dem realen zu dem persönlichen Burger­
rechte. 

In derselben legt die Regierung den „ Gemeinde,, u die 
Pflicht der Armenfürsorge auf, und zwar wird die Kirch­
gemeinde dafür verantwortlich gemacht in der Weise, 
dass die einzelnen Gemeinden eines Kirchspiels sich gegen­
seitig aushelfen, die reichern Gemeinden den ärmern helfen 
sollen. 

1 S. Näheres unten im „Schulwesen". 

Der Staat kennt noch keine Orts- oder politischen 
Gemeinden. Doch ist bemerkenswerth, dass die Tendenz 
der Absonderung der einzelnen Gemeinden schon damals 
so stark war, dass die meisten Gemeinden besondere 
Armenpflege führten. Erst wenn es der ganzen Kirch­
gemeinde unmöglich sein sollte, ihre Armen zu erhalten, 
so „solle sie solches der obrigkeitlichen Almosenkammer 
einberichten, welche dann über das Angemessene berathen 
werde." Hier fangt also der Staat an, auch materiell in 
ein engeres Verhältniss zur Gemeinde zu treten. 

Die Grundsätze der Betteiordnung hatten im Wesent­
lichen die Kräftigung einer eigentlichen Gemeindeorga­
nisation zur Folge. Die Dorfgenossenschaften waren nun 
nicht mehr wie früher ein Verein von Realberechtigten; 
es war eine Klasse von Personalberechtigten geschaffen, 
und aus diesen Verhältnissen entwickelte sich nach und 
nach der Begriff der „Burger" und der Burgerrechte.1 

Die Gemeinden fingen nun an geschlossene Korporationen 
zu bilden, welche eine bestimmte Stellung nun auch dem 
Staat gegenüber einnahmen und die unter der Staatsober­
aufsicht und mit theilweiser Hülfe des Staates (nament­
lich im Armenwesen) hauptsächlich die Sittenpolizei und 
das Schul- und Armenwesen verwalteten. 

Der von der französischen Revolution gepflanzte und 
auch von der schweizerischen Helvetik proklamirte Grund­
satz der Volkssouveränität und des allgemeinen Bürger­
rechts stellte die Gemeindeverhältnisse auf einen ganz 
neuen Boden. Verschiedene Gesetze von 1798 und 1799 
bestimmten im Wesentlichen a) die Uebertragung der 
Polizeigewalt an eine sog. Munizipalität (Gemeindrath von 
1—11 Mitgliedern); b) die Trennung der Burgerguts-
verwaltung von der Ortsadministration und Garantirung 
der Burgergüter unter der Verwaltung besonderer Ge­
meindskammern ; c) die Pflicht der Armenunterhaltung 
solle noch ferner der Burgerschaft obliegen. — Das waren 
bei uns die Anfänge der modernen Gemeindeverfassung. 
Die Gemeinde wurde mit der Verfolgung der Staatszwecke 
viel enger verbunden. Vom Standpunkt der blossen 
Nutzungsgemeinde weg wurde sie nun wesentlich als ein 
Theil des Staatskörpers zur Staatsanstalt gemacht. Der 
Hauptfehler des helvetischen Regiments, die viel zu geringe 
finanzielle Kräftigung liess die politische Gemeinde jedoch 
nicht aufkommen. 

Im Jahr 1803 wurden die alten Gemeindebehörden, 
wie sie vor der Revolution bestanden hatten, wieder ein­
geführt. An den einen Orten verbanden die alten Dorf­
gemeinden mit der Nutzniessung ihrer Güter auch die 
öffentliche Verwaltung, an andern Orten hatten auch die 

1 S. Stettier. Viele wollen zwar die Burgerrechte rein aus 
den Realrechten herleiten. Die Ansicht Stettiers findet aber durch 
seine gründliche Untersuchung volle Bestätigung. 


